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Gesamtbefund 

 

Der Deutsche Notarverein begrüßt den Referentenentwurf eines Gesetzes zur Reform des Kind-

schaftsrechts und das damit verfolgte Anliegen, das Kindschaftsrecht an die gesellschaftliche 

Wirklichkeit und an die Vielfalt heutiger Familienformen anzupassen. Ausdrücklich zu begrüßen 

sind auch die umfassenden Anpassungen an Vorgaben zum Schutz vor häuslicher Gewalt im Ein-

klang mit der Istanbul-Konvention. 

Bedauerlich ist allerdings, dass der Entwurf eine sinnvolle Reform des Abstammungsrechts aus-

spart. Ein Eckpunktepapier des BMJV aus dem Jahr 20241 sah bereits vor, dass die Ehefrau der 

gebärenden Frau grundsätzlich von Geburt an rechtliche Mutter des Kindes wird. Notarinnen und 

Notaren begegnen in der Praxis Stiefkindadoptionen in genau diesen Konstellationen. Bis zum 

Abschluss des Adoptionsverfahrens fehlt dem Kind neben der gebärenden Frau vielfach ein zwei-

ter rechtlicher Elternteil, obwohl die Familie von Anfang an auf gemeinsame Elternschaft angelegt 

ist. Dieses Ergebnis ist weder sachgerecht noch den betroffenen Familien überzeugend zu ver-

mitteln. Die rechtliche Mitmutterschaft würde moderne Familienwirklichkeiten anerkennen,2 die 

Rechtsstellung der Kinder von Geburt an sichern und damit dem Kindeswohl in besonderem Maße 

Rechnung tragen (Zeilen 2904 ff. des Koalitionsvertrags vom 5. Mai 2025). Dass diese Reform 

nicht aufgegriffen wird, ist umso weniger nachvollziehbar, als sich die Bundesministerin der Jus-

tiz und für Verbraucherschutz3 sowie der Bundesrat4 ausdrücklich dafür ausgesprochen haben. 

Im Folgenden nimmt der Deutsche Notarverein zu denjenigen Regelungen Stellung, die einen be-

sonderen Bezug zur notariellen Praxis aufweisen. Dies betrifft zunächst die vorgesehene Wider-

spruchslösung für die gemeinsame Sorge unverheirateter Eltern, die aus unserer Sicht mit Nach-

weisproblemen und zusätzlichen Belastungen einhergeht (A.). Bei der Sorgeerklärung sollte die 

Form der Zustimmung des Kindes ab 14 Jahren eindeutig geregelt werden (B.). Bei Vereinbarun-

gen der Eltern über Sorge und Umgang bestehen noch Unklarheiten hinsichtlich Form und zuläs-

sigem Inhalt (C.). Vereinbarungen mit Dritten über sorgerechtliche Befugnisse sollten öffentlich 

beglaubigt werden, um im Rechtsverkehr zuverlässig anerkannt werden zu können (D.). Die Klar-

stellung der Alleinvertretungsbefugnis eines Elternteils bei einem Vertretungsausschluss des an-

deren Elternteils ist zu begrüßen (E.). Gegen die erwogenen Modernisierungen des Adoptions-

rechts bestehen keine durchgreifenden Bedenken (F.). 

 

 

 

1 Eckpunkte des Bundesministeriums der Justiz für eine Reform des Abstammungsrechts vom 16.1.2024, 
abrufbar unter: https://www.bmjv.de/SharedDocs/Downloads/DE/Themen/Nav_Themen/240115_Eck-
punkte_Abstammungsrecht.pdf?__blob=publicationFile&v=2 (zuletzt abgerufen am 9.7.2026).  
2 Ein ausdrücklich erklärtes Ziel des aktuellen Referentenentwurfs, S. 104 des Referentenentwurfs.  
3 Die Zeit, 10.7.2025, Hubig befürwortet gemeinsame Mutterschaft für Frauenpaare, abrufbar unter: 
https://www.zeit.de/gesellschaft/2025-07/hubig-stefanie-mutterschaft-lesbische-paare-verantwortungs-
gemeinschaft; ZDF heute, 17.5.2026: „“Ich halte einen solchen Schritt für richtig – gerade mit Blick auf das 
Kindeswohl", erklärte Hubig in einem Interview der Katholischen Nachrichten-Agentur (KNA).“, 
https://www.zdfheute.de/briefing/republica-ferber-zdfheute-update-100.html . 
4 BR-Drucks. 161/25 (Beschluss). 

https://www.bmjv.de/SharedDocs/Downloads/DE/Themen/Nav_Themen/240115_Eckpunkte_Abstammungsrecht.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Downloads/DE/Themen/Nav_Themen/240115_Eckpunkte_Abstammungsrecht.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.zeit.de/gesellschaft/2025-07/hubig-stefanie-mutterschaft-lesbische-paare-verantwortungsgemeinschaft
https://www.zeit.de/gesellschaft/2025-07/hubig-stefanie-mutterschaft-lesbische-paare-verantwortungsgemeinschaft
https://www.zdfheute.de/briefing/republica-ferber-zdfheute-update-100.html


Stellungnahme des Deutschen Notarvereins vom 10. Juli 2026, Seite 3 

 

 Gemeinsame Sorge unverheirateter Eltern im Wege einer Widerspruchs-
lösung (§§ 1629 Abs. 2 Nr. 1, 1630 BGB-E) 

Der geplanten Widerspruchslösung für die Entstehung der gemeinsamen Sorge unverheirateter 

Eltern begegnen aus Sicht der Praxis erhebliche Bedenken, weil sie streitanfällig ist und zu 

Rechtsunsicherheiten führen kann.   

Die in §§ 1629 Abs. 2 Nr. 1, 1630 BGB-E vorgesehene Frist für den Widerspruch gegen die Ent-

stehung der gemeinsamen Sorge schafft zunächst einen Schwebezustand: Nach den Ausführun-

gen in der Entwurfsbegründung entsteht die gemeinsame Sorge frühestens mit Wirksamwerden 

der Vaterschaftsanerkennung und nach Ablauf der Widerspruchsfrist für beide Elternteile.5 Bis 

dahin bleibt die Mutter allein sorgeberechtigt. Für die Eltern ist während dieses Zeitraums nicht 

verlässlich absehbar, welches Sorgerechtsverhältnis nach Ablauf der Frist bestehen wird. In Fäl-

len, in denen Eltern sich nicht darüber einig sind, jeweils Sorgeerklärungen über die gemeinsame 

Sorge abzugeben, tritt dieser Schwebezustand zwangsläufig ein. 

Dies kann erhebliche Folgen für den Rechtsverkehr haben: Nach geltendem Recht lassen sich die 

Vertretungsverhältnisse vergleichsweise einfach nachweisen. Die Mutter kann ihre Alleinsorge 

durch eine Auskunft aus dem Sorgeregister nach § 58 Abs. 2 SGB VIII6 belegen. Die gemeinsame 

Sorge wird durch die übereinstimmenden Sorgeerklärungen dokumentiert. Bei der vorgesehenen 

Widerspruchslösung fehlt demgegenüber ein geeigneter Nachweis für die gemeinsame Sorge. 

Die Eltern müssten letztlich belegen, dass keiner von ihnen fristgerecht und wirksam widerspro-

chen hat. Der Nachweis einer solchen negativen Tatsache kann praktisch nur durch eine behörd-

liche Bescheinigung geführt werden. § 58 Abs. 2 SGB VIII gewährt bislang jedoch lediglich der 

Mutter einen Anspruch auf Auskunft zum Nachweis ihrer Alleinsorge. Soll an der Widerspruchs-

lösung festgehalten werden, sollte daher jedenfalls ein verlässlicher, beiden Elternteilen zugäng-

licher Nachweis über das Bestehen der gemeinsamen Sorge geschaffen werden.  

Die niedrigen Formerfordernisse für den Widerspruch sind aus Sicht der Praxis streitanfällig und 

könnten die Familiengerichtsbarkeit unnötig belasten. Nach § 1630 Abs. 1 BGB-E soll neben der 

Niederschrift eine schriftliche Erklärung gegenüber dem für den Geburtsort zuständigen Jugend-

amt genügen. Bei einer lediglich privatschriftlichen Erklärung kann das Jugendamt weder die 

Identität des Erklärenden noch die Echtheit seiner Unterschrift rechtssicher überprüfen.7 Strei-

tigkeiten über das Bestehen der gemeinsamen Sorge sind damit vorgezeichnet. Das in § 1629 

Abs. 6 BGB-E vorgesehene besondere gerichtliche Feststellungsverfahren wird gerade aufgrund 

der unzureichenden Nachweisbarkeit des Widerspruchs erforderlich. Bis zu einer gerichtlichen 

Entscheidung würde unklar bleiben, wer das Kind wirksam vertritt. In eilbedürftigen Angelegen-

heiten, etwa bei der Ausschlagung einer überschuldeten Erbschaft, ist dies besonders proble-

matisch. Wir empfehlen daher, für die Widerspruchserklärung die öffentliche Beurkundung, je-

denfalls die öffentliche Beglaubigung der Unterschrift, vorzusehen. Durch die öffentliche Beur-

kundung würde sichergestellt, dass der widersprechende Elternteil über die Tragweite seiner Er-

 

 

5 S. 106 des Referentenentwurfs.  
6 Der Anspruch besteht gegenüber dem nach § 87c Abs. 6 Satz 2 zuständigen Jugendamt. 
7 Anders als in der Begründung des Referentenentwurfs (S. 107) behauptet.  
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klärung im Moment der Abgabe nochmals hinreichend belehrt wird und seine Erklärung klar und 

unzweideutig in der Niederschrift wiedergeben wird (§ 17 Abs. 1 BeurkG). Dies erscheint aufgrund 

der unmittelbaren Auswirkungen auf die elterlichen Rechte beider Elternteile angemessen. Dar-

über hinaus wäre die Identität des Erklärenden und Authentizität der Erklärung durch öffentliche 

Urkunde (§ 415 ZPO) bewiesen; ein gerichtliches Feststellungsverfahren würde sich erübrigen.  

Streitigkeiten über die Wirksamkeit eines Widerspruchs wären aus praktischer Sicht auch nicht 

unwahrscheinlich. Gerade in den ersten Monaten nach der Geburt können sich tatsächliche Um-

stände, zum Beispiel die Beziehung zwischen den Eltern, gravierend ändern, weswegen die Wirk-

samkeit eines einmal abgegebenen Widerspruchs auch wieder bestritten werden könnte. 

Der praktische Vorteil der Widerspruchslösung erscheint demgegenüber gering. Sorgeerklärun-

gen werden heute häufig zusammen mit der Vaterschaftsanerkennung und der Zustimmung der 

Mutter beurkundet. Für Eltern, die gemeinsam sorgeberechtigt sein möchten, entsteht daher re-

gelmäßig kein nennenswerter zusätzlicher Aufwand. Erheblich belastet werden dagegen Eltern-

teile, die der gemeinsamen Sorge widersprechen möchten. Sie müssen binnen eines Monats eine 

Erklärung gegenüber dem für den Geburtsort zuständigen Jugendamt abgeben, selbst wenn die 

Vaterschaftsanerkennung bei einer anderen Stelle oder weit entfernt vom Geburtsort beurkundet 

wurde.  

Sollte die Widerspruchslösung beibehalten werden, bedarf es einer klaren Übergangsregelung. 

Die neuen §§ 1629 Abs. 2 Nr. 1, 1630 BGB-E sollten nur dann Anwendung finden, wenn sowohl 

die Anerkennungserklärung des Vaters als auch die Zustimmungserklärung der Mutter nach In-

krafttreten der Neuregelung beurkundet worden sind. Andernfalls könnten Eltern von den neuen 

Rechtsfolgen erfasst werden, obwohl sie bei Abgabe ihrer Erklärung noch nicht über die Wider-

spruchsmöglichkeit belehrt werden konnten. 

Die in § 44 Abs. 1 PStG-E vorgesehene Belehrung durch das Standesamt ist vor diesem Hinter-

grund zu begrüßen. Sie schließt eine bislang bestehende Lücke, weil die Belehrungspflichten des 

§ 17 BeurkG gemäß § 64 BeurkG für Beurkundungen durch Standesämter grundsätzlich nicht 

gelten.  

Abschließend sollte das Verhältnis der Absätze 1 und 2 des § 1630 BGB-E redaktionell geklärt 

werden. Nach dem Wortlaut des § 1630 Abs. 2 Satz 5 BGB-E könnte der Eindruck entstehen, nur 

Verstöße gegen Absatz 2 führten zur Unwirksamkeit, obwohl die Formerfordernisse in Absatz 1 

geregelt sind. 

 Zustimmung des Kindes zur Sorgeerklärung (§§ 1629 Abs. 2 Nr. 2, 1631 
Abs. 2 Satz 2 BGB-E) 

Für ein Kind, das das 14. Lebensjahr vollendet hat, soll die Sorgeerklärung der Eltern künftig des-

sen Zustimmung voraussetzen. Die hierin liegende Stärkung der Rechte von Kindern ab 14 Jahren 

ist zu begrüßen.  

Nicht geregelt ist jedoch, in welcher Form das Kind zustimmen muss. Das Beurkundungserfor-

dernis des § 1631 Abs. 3 Satz 1 BGB-E erfasst seinem Wortlaut nach nur die Erklärungen der 

Eltern und eine gegebenenfalls notwendige Zustimmung des gesetzlichen Vertreters eines El-

ternteils. Die Zustimmung des Kindes wird nicht genannt. 
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Auch die Zustimmung des Kindes sollte öffentlich beurkundet werden müssen. Dies sollte im 

Normtext ausdrücklich klargestellt werden. Die Beurkundung stellt sicher, dass das Kind über 

Bedeutung und Tragweite seiner Erklärung belehrt wird und die Erklärung eindeutig dokumentiert 

ist. Zugleich sollte geregelt werden, dass die Zustimmung des Kindes nicht unter einer Bedingung 

oder Zeitbestimmung abgegeben werden kann. Die für die Erklärungen der Eltern und ihrer ge-

setzlichen Vertreter vorgesehenen Wirksamkeitsanforderungen lassen sich auf die Zustimmung 

des Kindes nach dem vorliegenden Entwurf nicht ohne Weiteres übertragen. 

 Vereinbarungen der Eltern über Sorge und Umgang (§ 1643 BGB-E) 

§ 1643 Abs. 1 BGB-E schließt Gegenleistungen und Vertragsstrafen im Zusammenhang mit Ver-

einbarungen über Sorge und Umgang aus. Zugleich macht die Entwurfsbegründung deutlich, 

dass die üblichen Regelungen einer Trennungs- oder Scheidungsfolgenvereinbarung grundsätz-

lich nicht als unzulässige Gegenleistungen anzusehen sind.8 Diese Klarstellung ist sachgerecht. 

Vereinbarungen über Sorge und Umgang werden häufig gemeinsam mit Regelungen zu Unter-

halt, Güterrecht, Versorgungsausgleich oder Vermögensauseinandersetzung getroffen. Würde 

bereits dieser Zusammenhang Zweifel an der Wirksamkeit der Vereinbarungen über Sorge und 

Umgang begründen, könnten sinnvolle Gesamtregelungen unnötig erschwert werden. 

Im Normtext sollte jedoch ausdrücklich klargestellt werden, dass die Vereinbarung der öffentli-

chen Beurkundung bedarf. § 1643 Abs. 3 BGB-E verweist zwar auf einzelne Vorschriften über 

Sorgeerklärungen, nicht aber ausdrücklich auf das Beurkundungserfordernis des § 1631 Abs. 3 

BGB-E. Gleichzeitig verweist die Vorschrift auf § 1631 Abs. 5 BGB-E, der auch an einen Verstoß 

gegen die Beurkundungsform anknüpft. Die Entwurfsbegründung spricht ebenfalls von der 

„strengen Form der Beurkundung“.9 Das Zusammenspiel dieser Regelungen sollte im Gesetz ein-

deutig gefasst werden. Jedenfalls solche Vereinbarungen, durch die sorgerechtliche Befugnisse 

und damit Vertretungsmacht begründet, geändert oder zugeordnet werden, sollten beurkun-

dungsbedürftig sein. Die öffentliche Beurkundung gewährleistet insbesondere, dass die Beteilig-

ten über die rechtliche Tragweite des Geschäfts belehrt und ihre Erklärungen klar und unzwei-

deutig in der Niederschrift wiedergegeben werden (§ 17 Abs. 1 BeurkG). Zudem schützt das Er-

fordernis der Beurkundung vor Übereilung. Dies erscheint umso wichtiger, als entsprechende 

Vereinbarungen zwischen Ehegatten – anders als solche mit Dritten (vgl. § 1644 Abs. 4 BGB-E) – 

nicht ohne Weiteres beendet werden können. 

Darüber hinaus sollte genauer bestimmt werden, welche Vereinbarungen Eltern inhaltlich treffen 

können. Insbesondere bleibt offen, ob sie auch den Übergang von gemeinsamer zu alleiniger 

Sorge oder umgekehrt vereinbaren können oder Teilbereiche der elterlichen Sorge (bspw. die 

Vermögenssorge oder das Aufenthaltsbestimmungsrecht) einem Elternteil allein übertragen wer-

den können. Sollte dies möglich sein, würden sich Widersprüche zu § 1635 Abs. 1 BGB-E ergeben, 

der selbst bei vorliegender Zustimmung beider Elternteile entsprechende Regelungen unter den 

 

 

8 S. 124 des Referentenentwurfs.  
9 S. 125 des Referentenentwurfs.  
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Vorbehalt der Kindeswohlprüfung stellt. Der zulässige Regelungsumfang sollte daher zumindest 

in der Gesetzesbegründung näher erläutert werden.  

 Vereinbarungen mit Dritten über sorgerechtliche Befugnisse  
(§ 1644 BGB-E) 

Nach § 1644 BGB-E sollen Eltern künftig durch privatschriftliche Vereinbarung einem volljährigen 

Dritten Entscheidungs- und Vertretungsbefugnisse in einzelnen Bereichen der elterlichen Sorge 

übertragen können. Der Entwurf verfolgt damit das Ziel, gegenüber der bislang gebräuchlichen 

Sorgerechtsvollmacht eine höhere Verbindlichkeit und eine bessere Anerkennung im Rechtsver-

kehr zu erreichen.10 

Es erscheint jedoch zweifelhaft, ob dieses Ziel durch die bloße Einhaltung der privatschriftlichen 

Form erreicht werden kann. Für Dritte, Behörden, Kreditinstitute und sonstige Stellen ist regel-

mäßig nicht verlässlich feststellbar, ob die vorgelegte Vereinbarung tatsächlich von den Eltern 

stammt, ob die Unterschriften echt sind und ob die Vereinbarung weiterhin wirksam ist. Auch die 

in § 1644 Abs. 5 BGB-E vorgesehene Rechtsscheinregelung dürfte nur dann eingreifen, wenn die 

Urkunde tatsächlich von den Eltern ausgestellt worden ist. Gerade diese Voraussetzung lässt 

sich bei einer rein privatschriftlichen Erklärung jedoch nicht ohne Weiteres überprüfen. 

Darüber hinaus durchgreifende Bedenken bestehen gegen diese Regelung jedoch nicht.  

 Alleinvertretungsbefugnis bei Vertretungsausschluss des anderen  
Elternteils 

Die Klarstellung in § 1639 Abs. 1 Nr. 3 BGB-E ist zu begrüßen. Sie stellt sicher, dass ein Elternteil 

das Kind allein vertreten kann, wenn der andere Elternteil von der Vertretung ausgeschlossen ist. 

Die Auswirkungen eines Vertretungsausschlusses auf die Vertretungsmacht des anderen Eltern-

teils waren bei gemeinsamer Sorge bislang umstritten.11 Die ausdrückliche Regelung beseitigt 

diese Unsicherheit und erhöht die Verlässlichkeit des Rechtsverkehrs. 

Unklar ist jedoch, ob das Wort „betroffener“ in § 1639 Abs. 3 BGB eine eigenständige Bedeutung 

hat. Nach hiesiger Auffassung sollte das Wort ersatzlos gestrichen werden. Andernfalls bestünde 

die Gefahr, dass die Vorschrift erweiternd dahin verstanden wird, dass nicht nur der handelnde, 

sondern auch der mittelbar betroffene Elternteil vom Vertretungsausschluss erfasst ist. 

 

 

 

10 S. 125 des Referentenentwurfs.  
11 Vgl. für den Fall unverheirateter Eltern BGH, Beschl. v. 10.4.2024 – XII ZB 459/23 = NJW 2024, 
2176; BGH, Beschl. v. 24.3.2021 – XII ZB 364/19 = NJW 2021, 1875 m. Anm. Löhnig; OLG Köln, Be-
schl. v. 16.9.2022 – 2 Wx 171/22 = NJW 2022, 3514; OLG München, Beschl. v. 5.8.2025 – 34 Wx 167/25e = 
Bock, notar 2026, 62; für den Fall verheirateter Eltern OLG Düsseldorf, Beschl. v. 14.3.2025 – I-3 W 9/25 = 
FamRZ 2025, 1300 m. Anm. Lamberz; jurisPK-BGB/Herberger, BGB § 1824 Rn 10.1; a. A. Löh-
nig, NJW 2021, 1880, 1881; Ciesla, DNotZ 2026, 324. 

https://juris.de/r3/document/NJRE001575819/format/xsl?oi=e4dWwYgusd&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://juris.de/r3/document/NJRE001575819/format/xsl?oi=e4dWwYgusd&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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 Modernisierungen des Adoptionsrechts 

Die im Referentenentwurf vorgesehene gemeinschaftliche Adoption durch Lebenspartner nach 

§ 9 LPartG-E ist zu begrüßen. Sie beseitigt eine sachlich nicht gerechtfertigte Ungleichbehand-

lung. 

Auch gegen eine Öffnung der gemeinschaftlichen Adoption für nicht miteinander verheirateter 

Paare, die in einer verfestigten Lebensgemeinschaft leben, bestehen keine durchgreifenden Be-

denken. Gleiches gilt für die Ermöglichung einer Einzeladoption durch einen Ehegatten. In der 

Praxis können für beide Gestaltungen berechtigte Gründe bestehen. Das Kindeswohl ist dabei im 

Einzelfall – wie in allen anderen Adoptionsverfahren – besonders sorgfältig zu prüfen. 

 

*** 

Für Fragen und Ergänzungen stehen wir jederzeit gerne, auch im Rahmen eines persönlichen 
Gesprächs, zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 
 

 

 

Dr. Christian Rupp  
Präsident 

 

 
 

 

 

 

 


